
Strategien gegen Rechtsextremismus im rot-grünen Koalitionsvertrag 2012-2017 
 
 

Strategien gegen Rechtsextremismus (in Kapitel VII. Familie, Jugend, Generationen, Sport) 
 
Seite 123-124   Rechtsextremismus bekämpfen 
 
Wir stehen für ein weltoffenes, pluralistisches und demokratisches Nordrhein-Westfalen. Die 
Aufdeckung der menschenverachtenden NSU-Morde hat unsere demokratische Gesellschaft 
erschüttert. Auch in NRW wurden und werden Menschen Opfer rechter Gewalt. Deshalb 
werden wir die rechtsextreme Szene und die dahinter liegenden menschenfeindlichen 
Einstellungen wie Rassismus, Antisemitismus, Islamfeindlichkeit, Sexismus und Homophobie 
entschieden bekämpfen. 
 
Wir geben dem Rechtsextremismus keine Chance. Gerade im präventiven Bereich haben wir 
bereits viel gegen Rechtsextremismus unternommen. Das wollen wir verstärken und ein 
integriertes Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus und Rassismus entwickeln. An der 
Erstellung des Konzepts wollen wir viele beteiligen und es so möglichst breit aufstellen. 
Zivilgesellschaftliche Initiativen sind das Herzstück im Kampf gegen Rechtsextremismus. 
Deshalb wollen wir diejenigen unterstützen, die sich aktiv gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus einsetzen. Die unterschiedlichen Aktivitäten der Landesregierung werden wir 
durch eine nachhaltige Strategie besser aufeinander abstimmen. 
 
Wichtig sind uns auch die Opfer von rechtsextremer Gewalt und 
Einschüchterungsversuchen. Die bereits bestehenden Opferberatungsstellen, mobilen 
Beratungsteams gegen Rechtsextremismus und die bei der Landeszentrale für politische 
Bildung eingerichtete Koordinierungsstelle wollen wir daher stärken. Da Frauen und 
Mädchen verstärkt als Aktivistinnen in der rechtsextremen Szene auftreten, müssen alle 
Maßnahmen auch unter der Genderperspektive betrachtet werden. 
 
Wir fordern den Bund auf, sich weiterhin am Kampf gegen Rechtsextremismus zu beteiligen 
und erfolgreiche Programme fortzuführen. Die Extremismusklausel der Bundesregierung 
lehnen wir ab, da sie unverhältnismäßig ist und Misstrauen fördert. 
 
 
 
 
Relevantes aus anderen Kapiteln: 
 
 

I. Präambel: 
 
Seite 6  Nordrhein-Westfalen: Land des Zusammenhalts 
 
Die Menschen in NRW wissen um den Wert von sozialer Gerechtigkeit und gesellschaftlicher 
Teilhabe. Doch nach wie vor haben viele weniger Chancen und sind vom gemeinsamen 
Leben in NRW ausgeschlossen. Deshalb wollen wir Nordrhein-Westfalen zum Land des 
Zusammenhalts weiterentwickeln und hier die Vorreiterrolle übernehmen. Alle Menschen, die 
hier leben, sind Teil dieses Landes – unabhängig von ihrer Herkunft, ihrer Religion, ihrer 
körperlichen und geistigen Verfassung, unabhängig von Geschlecht, Alter oder sexueller 
Identität, unabhängig vom finanziellen oder sozialen Status. Unser Ziel einer 
geschlechtergerechten und diskriminierungsfreien Gesellschaft erreichen wir nur in enger 
Zusammenarbeit mit den Organisationen und Initiativen der Zivilgesellschaft. … 
 
 
 



II. Bildung: 
 
Seite 20-21   Wir stärken Demokratie in und mit Schulen 
 
Wir werden ein Gesamtkonzept der politischen Bildung erarbeiten, das gleichermaßen die 
schulische und die außerschulische Bildung im Blick hat. Zu einem solchen Konzept gehören 
die Auseinandersetzung mit neuen Formen der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an 
Entscheidungsprozessen, die Ermutigung zum zivilgesellschaftlichen Engagement, die 
Stärkung von Kinderrechten auch in der Schule, der Kampf gegen Kinderarmut und 
Exklusion, die Förderung einer allgemeinen Erinnerungskultur, Friedenserziehung und der 
Kampf gegen Extremismus und Fremdenfeindlichkeit. Die Umsetzung des Konzepts soll sich 
gleichermaßen in Lehrplänen, Fachunterricht, fächerübergreifendem Unterricht, 
außerunterrichtlichen und außerschulischen Aktivitäten niederschlagen. … 
 
… Auf Bundesebene werden wir uns dafür einsetzen, dass die Bundesregierung ihre Mittel 
zum Kampf gegen Rechtsextremismus deutlich erhöht. Die Netzwerke „Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage“ und „Schule ohne Homophobie“ sollen ausgeweitet 
werden. 
 
 
 

VI. Arbeit, Soziales, Integration, Inklusion: 
 
Seite 109-111   Integration in NRW erfolgreich gestalten 
 
Nordrhein-Westfalen ist wie kein anderes Land von Einwanderung geprägt. Wir begreifen 
das als Stärke unseres Landes und wollen – möglichst im Konsens mit den anderen 
demokratischen Parteien – die Integrationspolitik der vergangenen Jahrzehnte 
weiterentwickeln. Eine aktive Integrationspolitik ist unverzichtbar für die Zukunftsfähigkeit 
unseres Landes. 
 
Deshalb wollen wir sie zu einer modernen Einwanderungspolitik weiterentwickeln und dazu 
all unsere Aktivitäten und Kräfte in den Bereichen Integrationspolitik, Einwanderungspolitik, 
gesellschaftliche Prävention von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit bündeln. … 
 
… Wir wollen gemeinsam mit dem Zentrum für Türkeistudien und Integration mögliche 
rechtliche und strukturelle Diskriminierung auf Landesebene identifizieren und darauf 
aufbauend Maßnahmen einleiten. 
 
 
 

IX. Kommunen, Innen, Justiz: 
 
Seite 152-153  Wir stärken die Verfassung und schärfen die Instrumente  

im Kampf gegen Rechtsextremismus 
 
… Den Rechtsextremismus werden wir weiterhin konsequent bekämpfen. Für den Ausstieg 
aus der rechtsextremistischen Szene und für eine gesellschaftliche Reintegration wollen wir 
mit dem Aussteigerinnen und Aussteigerprogramm des Verfassungsschutzes Hilfestellungen 
anbieten. Dieses soll auch für die islamistische Szene entwickelt werden. Beide Programme 
sollen evaluiert werden. 
 
Wir unterstützen ein NPD-Verbotsverfahren, wenn dafür die rechtlichen Voraussetzungen für 
ein erfolgreiches Verfahren vorliegen. Da Verbote allein nicht ausreichend sind, werden wir 
gleichzeitig die Prävention und den Opferschutz durch ein Landesprogramm gegen 
Rechtsextremismus stärken. 



X. Kultur, Medien, Kirchen und Religionsgemeinschaften: 
 
Seite 163 Erinnerungskultur in neuen Formen weiter entwickeln 
 
Zur Kulturförderung gehört auch die Förderung der Erinnerungskultur. Sie ist ein zentraler 
Auftrag sowohl der kulturellen wie der politischen Bildung. Gedenkstätten sind zentrale Orte 
der Aufklärung und Auseinandersetzung mit der Geschichte unseres Landes - vor allem 
auch für junge Menschen. Daher streben wir die Erstellung eines „Landeskonzepts 
Erinnerungskultur“ an. Gerade die aktuelle politische Situation in Hinblick auf den 
Rechtsextremismus zwingt uns in vielerlei Hinsicht zum Handeln. Demokratiestärke bedarf 
des Wissens um unsere Geschichte, Erinnerung braucht Orte. Daher wollen wir diese auf 
gesicherte finanzielle Grundlagen stellen. 
 

 


